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Oliver Krischer, Minister für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Einige Kolleginnen und Kollegen im Haus hat 
dieser Antrag an den Film „Und täglich grüßt das 
Murmeltier“ erinnert. 

(Zuruf von der AfD) 

Hier muss man sagen: Und jährlich grüßt das Mur-
meltier. 

Das Murmeltier ist keine invasive Art. Es lebt aber 
auch nicht in Nordrhein-Westfalen, sondern es 
kommt in den Alpen vor. Selbstverständlich sind oder 
können invasive Arten ein Problem sein. Dieses 
Thema ist aber ungefähr so alt, wie Menschen durch 
die Welt reisen und Handel betreiben, weil sie immer 
wieder Tiere mitgebracht haben. Diese Tiere haben 
sich dann etabliert, sodass heute an vielen Stellen 
überhaupt nicht mehr zu unterscheiden ist, was im-
mer hier war und was von den Menschen im Laufe 
von Jahrhunderten mitgebracht wurde. Für die Pflan-
zenwelt gilt das noch viel mehr. 

Natürlich ist die mit dem Thema verbundene Heraus-
forderung mit dem zunehmenden Welthandel und 
mit zunehmenden Fernreisen größer geworden. Es 
ist aber so, dass sich nur eine von zehn Tierarten, die 
sich bei uns etablieren, tatsächlich Schäden verur-
sacht – sprich: invasiv ist – und damit ein wirkliches 
Problem darstellt. 

An der einen oder anderen Stelle kann das aber na-
türlich ein relevantes Problem sein. Deshalb gibt es 
auch die EU-Verordnung mit einem klaren Handlungs-
konzept, wie vorzugehen ist. Diese EU-Verordnung 
besagt, dass die Tiere, die Schäden verursachen, be-
kämpft werden können. Genau das tun wir auch auf 
allen staatlichen Ebenen in Nordrhein-Westfalen. 

Wo invasive Arten Schäden oder große Probleme 
verursachen, werden sie entsprechend bekämpft. 
Wo sich neue invasive Arten etablieren, sorgen wir 
als Landesregierung auch in Kooperation mit ande-
ren staatlichen Institutionen dafür, dass diese Arten 
bekämpft werden. Das tun wir erfolgreich. 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel nennen. Den Ochsen-
frosch, der sich in unserem Land zu etablieren drohte 
bzw. der sich an einigen Stellen etabliert hat, haben 
wir erfolgreich bekämpft. Diese in Süddeutschland 
teilweise sehr problematische Art kommt nach der-
zeitigem Kenntnisstand jedenfalls in Nordrhein-
Westfalen also nicht vor. 

Die Landesregierung kümmert sich um dieses 
Thema. Am Ende braucht es daher dieses Antrags 
nicht, weil wir die Herausforderung der invasiven Ar-
ten in adäquater Weise annehmen und dieses 
Thema von der Landesregierung in Nordrhein-West-
falen ordentlich bearbeitet und behandelt wird. – Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Krischer. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss der Aus-
sprache und kommen zur Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/5417 an den Ausschuss für 
Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen dort in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Wer stimmt dieser Über-
weisungsempfehlung zu? – Das sind die Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und 
AfD. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält 
sich? – Niemand. Damit ist die Überweisungsemp-
fehlung mit dem von mir festgestellten Abstim-
mungsergebnis bei Abwesenheit des fraktionslosen 
Abgeordneten Dr. Blex angenommen.  

Wir kommen zu: 

15 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Öf-
fentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen 
und -ingenieure in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/4760 – Neudruck 

erste Lesung 

Herr Minister Reul hat seine Einbringungsrede zu 
Protokoll gegeben (siehe Anlage 1). Eine weitere 
Aussprache ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs Drucksache 18/4760 – Neudruck – an den In-
nenausschuss. Wer stimmt der Überweisungsemp-
fehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD sowie 
der fraktionslose Abgeordnete Dr. Blex. Wer stimmt 
dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit ist diese Überweisungsempfehlung ange-
nommen.  

Wir kommen zu: 

16 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die klinische und epidemiologische Krebsregist-
rierung im Land Nordrhein-Westfalen (LKRG 
NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/5351 

erste Lesung 
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Herr Minister Laumann hat seine Einbringungsrede 
zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 2). Eine weitere 
Aussprache ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs Drucksache 18/5351 an den Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales. Wer stimmt dieser 
Überweisungsempfehlung zu? – Das sind die Frakti-
onen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP 
und AfD sowie der fraktionslose Abgeordnete Dr. 
Blex. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält 
sich? – Niemand. Damit ist diese Überweisungs-
empfehlung angenommen.  

Wir kommen zu: 

17 Gesetz zur Ausführung des Gesetzes für einen 
besseren Schutz hinweisgebender Personen 
(Hinweisgeberschutzgesetz – HinSchG) und zur 
ergänzenden Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2019/1937 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von 
Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht 
melden, sowie zur Änderung des Landesbeam-
tengesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/5468 

erste Lesung 

Herr Minister Dr. Limbach hat seine Einbringungs-
rede zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 3). Eine 
weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs Drucksache 18/5468 an den Rechtsausschuss – 
federführend –, an den Innenausschuss, an den 
Haushalts- und Finanzausschuss, an den Unteraus-
schuss Personal des Haushalts- und Finanzaus-
schusses sowie an den Hauptausschuss. Wer 
stimmt dieser Überweisungsempfehlung zu? – Das 
sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU, FDP und AfD sowie der fraktionslose Ab-
geordnete Dr. Blex. Wer stimmt dagegen? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist diese 
Überweisungsempfehlung angenommen.  

Wir kommen zu: 

18 Jahresbericht 2022 des Landesrechnungshofs 
Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der 
Prüfungen im Geschäftsjahr 2021 

Unterrichtung 
des Landesrechnungshofs 
Drucksache 18/839 

In Verbindung mit: 

Haushaltsrechnung des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Rechnungsjahr 2020 

Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Landtags 
Drucksache 17/16089 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Haushaltskontrolle 
Drucksache 18/5018 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/5532 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen somit direkt zu den Abstimmungen. Ers-
tens logischerweise über den Änderungsantrag der 
Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP Drucksache 18/5532. Wer stimmt dem Än-
derungsantrag zu? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU und … 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und FDP! – Die Ab-
geordneten der FDP heben die Hand.) 

FDP. Das hätte mich auch gewundert, denn Sie sind 
ja auch Antragsteller.  

(Heiterkeit) 

Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Das sind die AfD-Fraktion und der fraktionslose Ab-
geordnete Dr. Blex. Damit ist der Änderungsantrag 
Drucksache 18/5532 angenommen, und die Be-
schlussempfehlung entsprechend geändert.  

Wir stimmen zweitens ab: Der Ausschuss für Haus-
haltskontrolle empfiehlt in Nummer 1 der Beschluss-
empfehlung Drucksache 18/5018 in der soeben ge-
änderten Fassung die festgestellten Sachverhalte, 
die Beschlüsse über einzuleitenden Maßnahmen 
und die dafür gesetzten Termine gemäß § 114 der 
Landeshaushaltsordnung zu bestätigen. Wer stimmt 
dem zu? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, die CDU, 
die FDP, die AfD und der fraktionslose Abgeordnete 
Dr. Blex. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer ent-
hält sich? – Niemand. Damit ist die Empfehlung in 
Nummer 1 der Beschlussempfehlung Drucksa-
che 18/5018 in der soeben genannten Fassung 
angenommen.  

Wir stimmen drittens ab. Der Ausschuss für Haus-
haltskontrolle empfiehlt in Nummer 2 der Beschluss-
empfehlung Drucksache 18/5018 in der soeben ge-
änderten Fassung der Landesregierung für die Lan-
deshaushaltsrechnung 2020 Drucksache 17/16089 
in Zusammenhang mit dem Jahresbericht 2022 des 
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Anlage 2 

Zu TOP 16 – Zweites Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über die klinische und epidemiologi-
sche Krebsregistrierung im Land Nordrhein-
Westfalen (LKRG NRW) – zu Protokoll gegebene 
Rede 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: 

Ich freue mich sehr, dem Landtag heute den Ent-
wurf des Zweiten Änderungsgesetzes über die kli-
nische und epidemiologische Krebsregistrierung 
im Land Nordrhein-Westfalen vorlegen zu kön-
nen. Ein Änderungsgesetz ist notwendig gewor-
den, weil sich die Krebsregistrierung auf Bundes- 
wie auf Landesebene weiterentwickelt hat. Und 
das ist gut so. 

Nordrhein-Westfalen betreibt seit 2005 flächende-
ckend ein Epidemiologisches Krebsregister und 
seit 2016 ein Klinisches Krebsregister. Das Lan-
deskrebsregister NRW ist eines der größten 
Krebsregister in Europa mit aktuell mehr als 10 
Millionen Datensätzen. Es werden systematisch 
alle Diagnose-, Verlaufs-, Therapie-, Pathologie- 
und Sterbefallmeldungen zu den in Nordrhein-
Westfalen an Krebs erkrankten Patientinnen und 
Patientinnen sowie den in Nordrhein-Westfalen 
behandelten Patientinnen und Patienten erhoben.  

Leider ist Krebs aber immer noch eine der größten 
medizinischen Herausforderungen. Jährlich er-
kranken in Nordrhein-Westfalen rund 117.000 
Menschen neu an Krebs und Krebs bleibt die 
zweithäufigste Todesursache. Das ist mit viel Leid 
für die Betroffenen und ihre Familien verbunden.  

Das Krebsregister liefert uns verlässliche Daten 
über das Auftreten der Erkrankung in der Bevölke-
rung, Behandlungsverläufe und die Wirksamkeit 
der Therapien. Auf dieser Grundlage können The-
rapien weiterentwickelt, die Qualität einzelner Kli-
niken und Einrichtungen abgebildet und den Pati-
entinnen und Patienten Informationen zu Behand-
lungsfällen zur Verfügung gestellt werden. Das 
Landeskrebsregister NRW nimmt hier eine bun-
desweite Vorreiterrolle ein.  

Ein Geburtsfehler der Krebsregistrierung lag auf 
Bundesebene darin, dass die Krebsregisterdaten 
der Länder bislang nicht ohne weiteres auf Bun-
desebene zusammengeführt werden konnten. Mit 
dem Bundesgesetz zur Zusammenführung von 
Krebsregisterdaten vom 21. August 2021 sind die 
Voraussetzungen nunmehr geschaffen worden.  

Die Landeskrebsregister sind seit Anfang des Jah-
res verpflichtet, einmal im Jahr einen Datensatz an 
das Zentrum für Krebsregisterdaten beim Robert 
Koch-Institut in Berlin zu übermitteln.  

Gleichzeitig wurden auf Bundesebene die Doku-
mentationsstandards aktualisiert und der onkolo-
gische Basisdatensatz Version 3.0 zur gesetzli-
chen Grundlage der Datenlieferung gemacht. Der 
aktualisierte Datensatz berücksichtigt in besonde-
rer Weise die Informationsbedarfe der onkologi-
schen Forschung und ist für alle Länder verbind-
lich.  

Des Weiteren wurde seitens des Bundesgesetz-
gebers im Rahmen einer Änderung des § 25a 
SGB V das Verfahren zum Abgleich der Daten der 
organisierten Krebsfrüherkennungsprogramme 
mit den Daten der Landeskrebsregister neu gere-
gelt, um diese Programme besser auswerten zu 
können.  

Und der Bundesgesetzgeber hat richtigerweise 
entschieden, dass auch Hauttumore, die sich häu-
fig prognostisch ungünstig entwickeln, künftig an 
die Krebsregister zu melden sind und von Bundes-
seite vergütet werden.  

Diese und weitere Änderungen müssen in den 
Landesgesetzen zur Krebsregistrierung umge-
setzt werden. Dies ist mit dem vorliegenden Zwei-
ten Änderungsgesetz für Nordrhein-Westfalen ge-
schehen.  

Zugleich wurde das Änderungsgesetz zum Anlass 
genommen, um Regelungstatbestände anzupas-
sen, die sich im Rahmen der praktischen Arbeit 
des Landeskrebsregisters aus unterschiedlichen 
Gründen als änderungs- und klarstellungsbedürf-
tig erwiesen haben.  

Insbesondere habe ich entschieden, bei der Lan-
deskrebsregister gGmbH, die im Rahmen einer 
Beleihung die Aufgaben der Krebsregistrierung für 
das Land wahrnimmt, einen Aufsichtsrat zu etablie-
ren. Dies ist grundsätzlich für landeseigene Ge-
sellschaften vorgesehen, soll aber auch das Lan-
deskrebsregister und seine Rolle im Gesundheits-
wesen stärken. Das Änderungsgesetz sieht daher 
die Möglichkeit vor, einen Aufsichtsrat zu bilden 
und konkretisiert die Aufgaben im Sinne einer stra-
tegischen Weiterentwicklung der Krebsregistrie-
rung unter Beteiligung aller Interessensgruppie-
rungen.  

Damit einhergehend werden sich auch die Aufga-
ben des Beirats des Landeskrebsregisters verän-
dern. Die geplanten Änderungen sind mit den Be-
troffenen abgestimmt worden und werden von die-
sen begrüßt. 

Das Krebsregister bleibt ein Flaggschiff in Nord-
rhein-Westfalen. Die Krebsregistrierung ist aber 
kein Selbstläufer und sie muss kontinuierlich wei-
terentwickelt werden. Insbesondere werden wir 
uns darum kümmern müssen, dass die Möglich-
keiten der Digitalisierung genutzt werden, um bun-
desweit automatisierte Schnittstellen zwischen 
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den Landeskrebsregistern und den Praxisverwal-
tungssystemen bzw. den Krankenhausinformati-
onssystemen zu etablieren. Nur so können wir 
den Aufwand der Datenübermittlung für die mel-
depflichtigen Einrichtungen und Ärzte klein und 
die Datenqualität hochhalten. Auch die Verknüp-
fung der Krebsregisterdaten mit anderen Gesund-
heitsdaten, zum Beispiel zur Abbildung von gleich-
zeitig zwei oder mehr Erkrankungen (Komorbiditä-
ten), bleibt eine wichtige Herausforderung.  

Ich als Gesundheitsminister bin aber sehr froh, 
dass wir eine so gut funktionierende Krebsregist-
rierung in Nordrhein-Westfalen haben, die sich 
den Herausforderungen stellt. 
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